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Einführung einer Resettlementquote

(Neuansiedlung von Flüchtlingen) in Deutschland

Problem:

Weltweit sind rund 67 Millionen Menschen auf der Flucht oder leben in flüchtlings​ähnlichen Situationen, so schätzt das Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR). Über 80 % der Flüchtlinge weltweit bleiben in ihrer Herkunftsregion. Ein beträchtlicher Anteil der Flüchtlinge – laut UNHCR 6,2 Millionen Menschen – befindet sich in anhaltenden, ausweglosen Flüchtlingssituationen. Sie leben trotz festgestellter Schutzbedürftigkeit seit mehr als zehn Jahren ohne Zugang zu elementaren Rechten und ohne Perspektive. Doch auch eine Rückkehr oder eine mit Rechten verbundene Integration in die Aufnahmegesellschaft ist kaum erreichbar.

Hintergrund:

Eine Möglichkeit, für Flüchtlinge eine Zukunftsperspektive zu schaffen, ist das „Resettlement“. Damit ist gemeint: Flüchtlinge aus dem Erstzufluchtsstaat herauszuholen und dauerhaft in einem anderen aufnahmebereiten Staat anzusiedeln. Eine Neuansiedlung ist laut UNHCR dann angezeigt, wenn „aufgrund der Verhält​nisse im Herkunftsstaat eine Rückkehr auf absehbare Zeit nicht möglich oder – vor allem mit Blick auf das erlittene Verfolgungsschicksal – nicht zumutbar ist, gleichzei​tig aber auch keine realistische Perspektive für eine dauerhafte Eingliederung im Zufluchtsstaat besteht,“ (UNHCR Konzeptvorschlag, Januar 2008).
UNHCR vermittelt nur solche Menschen an Resettlement-Staaten, bei denen zusätzlich zur Flüchtlingseigenschaft eine besondere Schutzbedürftigkeit festgestellt wurde. Dazu zählen vor allem Folteropfer und traumatisierte Flüchtlinge, Menschen mit Behinderungen sowie kranke Personen, die im Erstzufluchtstaat nicht adäquat behandelt werden. Dazu gehören auch Frauen, die in den Erstzuflucht​staaten häufig besonderen Risiken ausgesetzt sind, Minderjährige oder ältere Flüchtlinge. Zum Kerngedanken von Resettlement gehört es, den Betroffenen eine Dauerlösung zu bieten. Die Konsequenz daraus ist ein sicherer Aufnahmestatus und sofortige, um​fassende Integrationsangebote für die aufgenommenen Flüchtlinge. Grundlegend hierfür ist die Anerkennung als Flüchtlinge nach der Genfer Flücht​lingskonvention. Anerkannte Flüchtlinge erhalten ein Recht auf Familiennachzug, sind im besonderen Maß vor Ausweisung und Abschiebung geschützt und unter​liegen erleichterten Regelungen bei der Einbürgerung. 

Eine ganze Reihe von Staaten betreiben seit Jahrzehnten Resettlement-Programme. Die traditionellen Resettlement-Staaten sind Australien, Dänemark, Finnland, Kanada, Neuseeland, die Niederlande, Norwegen, Schweden und die USA. Darüber hinaus haben in den letzten Jahren eine Reihe weiterer Staaten Aufnahmeprogramme eingerichtet. Weltweit stehen etwa 70.000 Plätze für die Aufnahme schutzbedürftiger Personen zur Verfügung. Dies ist jedoch nicht ausreichend. Allein im Jahr 2008 forderte UNHCR etwa 155.000 Resettlementplätze von den Staaten ein. Für das Jahr 2009 ist sogar eine Steigerung der Zahl der von UNHCR erhofften Resettlementplätze auf etwa eine halbe Million zu erwarten. 

Die Bundesrepublik Deutschland zählt bisher nicht zu den Staaten, die ein Resettlement-Programm installiert haben. Zwar haben immer wieder auch große Gruppen von Flüchtlingen in der Bundesrepublik Aufnahme gefunden, in der Regel wurde den Flüchtlingen aber nur ein vorübergehendes Bleibe​recht eingeräumt. 

Ende 2008 hat sich Deutschland bereit erklärt, 2.500 irakische Flüchtlinge, die der​zeit in Jordanien oder Syrien leben, in der Bundesrepublik aufzunehmen. Die in Deutschland aufgenommenen Irakflüchtlinge erhalten eine dreijährige Aufenthaltserlaubnis mit weitgehenden sozialen Rechten, allerdings keinen Flüchtlingsstatus. Seit Jahren geht die Zahl der Flüchtlinge in Deutschland kontinuierlich zurück auf inzwischen weniger als 20.000 im Jahr. Noch vor wenigen Jahren führte die Bundes​republik jährlich über 100.000 Asylverfahren durch. Auch die Aufnahme von Aus​siedlern und jüdischen Kontingentflüchtlingen ist stark rückläufig. 

Im September 2009 hat die EU Kommission eine Initiative gestartet für eine zukünftig europaweit abgestimmte Resettlement-Politik.
Forderungen des Paritätischen:

Der Paritätische fordert, dass Deutschland sich im Rahmen eines Resettlement-Programms verpflichtet, kontinuierlich ein jährliches Kontingent von Flüchtlingen dauerhaft aufzunehmen und zu integrieren. Die aufgenommenen Flüchtlinge  erhalten von Beginn an ein sicheres Aufenthaltsrecht, werden arbeits- und sozial- und jugendhilferechtlich mit Inländern gleichgestellt und erhalten bestmögliche Integrationschancen. Die Auswahl der aufzunehmenden Personen muss sich in erster Linie am Schutzbedürfnis der Betroffenen und nicht an den Aufnahmeinteressen des Staates orientieren. Dem Schutz von Ehe und Familie ist möglichst durch die Mitaufnahme der Familienangehörigen eines Flüchtlings Rechnung zu tragen. Nach erfolgter Aufnahme von Schutzbedürftigen muss das Recht auf Familiennachzug garantiert sein. Durch Rechtsverordnung ist sicherzustellen, dass die durch den UNHCR bereits als GFK-Flüchtlinge klassifizierten Personen unverzüglich und ohne zusätzliches Asylverfahren einen GFK-Flüchtlingspass erhalten. Ihnen ist nach § 23 II AufenthG eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen.
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